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Nachrichten aus den EU-Institutionen 

EU-Kindergarantie: Ergebnisse der aktuellen Implementierungsphase und AGF-Überblick über NAP 

Die Ergebnisse der aktuellen Implementierungsphase der EU-Kindergarantie im Jahr 2022 wurden veröffentlicht. 
Diese dritte Implementierungsphase wird von der EU-Kommission in Zusammenarbeit mit UNICEF durchgeführt. 
Darin wird die EU-Kindergarantie in Pilotprojekten in Bulgarien, Kroatien, Deutschland, Griechenland, Italien, 
Litauen und Spanien umgesetzt. Erprobt werden Maßnahmen in den Bereichen Datenerfassung, Policy-Planung 
und Interventionen für bestimmte Zielgruppen von Kindern. Sie werden in den Bereichen Gesundheitsversorgung, 
Bildung, frühkindliche Betreuung, Wohnen und Ernährung durchgeführt. Im Bericht werden Fortschritte bei der 
Erstellung der Nationalen Aktionspläne und die Aktivitäten im Rahmen des Pilot-Projekts für jeden beteiligten Staat 
einzeln dargestellt. 

Die AGF hat einen Überblick über ausgewählte Aspekte der bis Ende 2022 bei der Europäischen Kommission 
vorgelegten Nationalen Aktionspläne zur Umsetzung der Kindergarantie erstellt. In dieser kursorischen Übersicht 
werden unterschiedliche Prioritäten und Ansätze der Mitgliedstaaten in einzelnen Kapiteln verglichen. Ohne den 
Anspruch einer wissenschaftlichen Tiefenanalyse gibt der Text einen guten Einblick in den aktuellen Stand. 

 Bericht zur dritten Implementierungsphase für die EU-Kindergarantie   

 AGF-Überblick über ausgewählte Aspekte der bis Ende 2022 vorgelegten Nationalen Aktionspläne  

Rat der EU: Schwedische Präsidentschaft 

Schweden hat zu Beginn des Jahres seinen Vorsitz im Rat der EU angetreten. Damit ist Schweden der letzte Staat 
der Triopräsidentschaft mit Frankreich und Tschechien, der unter dem Motto „Europe as a Task“ die 
Ratspräsidentschaft übernimmt. Die Schwerpunkte des gemeinsamen Programms liegen auf dem Schutz der 
Bürger:innen und ihrer Freiheit, einem neuen Wachstums- und Investitionsmodell, das mit den Zielen einer 
nachhaltigeren EU vereinbar ist und einer starken Rolle der EU in internationalen Konflikten. Angesichts des Kriegs 
in der Ukraine wird sich die schwedische Ratspräsidentschaft der Unterstützung des dortigen Wiederaufbaus und 
den Folgen für die europäische Energieversorgung widmen. Diese soll im Einklang mit den Zielen des European 
Green Deal sichergestellt werden, der einen weiteren Schwerpunkt der schwedischen Ratspräsidentschaft bilden 
wird. Geplant ist, die Einigung des Rates und des Parlaments über das „Fit-for-55“-Paket voranzubringen. 

 Website der schwedischen Ratspräsidentschaft  

EU-Kommission: Sondierung zur geplanten Initiative für psychische Gesundheit veröffentlicht 

Die EU-Kommission hat eine Sondierung zu ihrer geplanten Initiative für psychische Gesundheit gestartet. 
Interessenvertretungen und alle interessierten Bürger:innen können bis zum 15. Februar zu den geplanten 
Maßnahmen der EU-Kommission Stellung beziehen. Die Pläne umfassen die Förderung guter psychischer 
Gesundheit durch Prävention und Früherkennung, Risikominimierung und Unterstützung am Arbeitsplatz, einen 
verbesserten Zugang zur Behandlung psychischer Probleme und gezielten Eingliederungsmaßnahmen zur 
Rückkehr in den Beruf bzw. die Ausbildung. Das Thema psychische Gesundheit solle künftig in der EU als 
Querschnittsthema behandelt und damit in die Politikplanung verschiedener Felder einbezogen werden. 

 EU-Kommission: Sondierung zur Initiative für psychische Gesundheit 

https://www.unicef.org/eca/media/24926/file/Programmatic%20Update%20on%20Phase%20III%20of%20the%20European%20Child%20Guarantee%20(Nov%202022).pdf
https://ag-familie.de/wp-content/uploads/2022_AGF_Uebersicht_NAP_EUChildGuarantee.pdf
https://swedish-presidency.consilium.europa.eu/
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/13676-Ein-umfassender-Ansatz-in-Bezug-auf-psychische-Gesundheit_de
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EU-Kommission: 2023 Jahr der Kompetenzen 

Die EU-Kommission hat 2023 zum Jahr der Kompetenzen erklärt. Damit soll die Entwicklung von Kompetenzen in 
Aus- und Weiterbildung besonders gefördert werden. Aktuell zeige der Index für digitale Wirtschaft und 
Gesellschaft, dass vier von zehn Erwachsenen in Europa keine grundlegenden digitalen Kompetenzen aufwiesen. 
Mehr als drei Viertel der Unternehmen berichteten dementsprechend über Probleme, freie Stellen mit qualifizierten 
Fachkräften zu besetzen. Mit dem Jahr der Kompetenzen sollen neue Impulse für das lebenslange Lernen gegeben 
werden. Aus- und Weiterbildung sollen in Zusammenarbeit mit Unternehmen und Sozialpartnern gefördert werden. 
Die Kommission wird daran arbeiten, Ziele und Kompetenzen von Arbeitnehmer:innen und neue Anforderungen 
des Arbeitsmarktes aufeinander abzustimmen. Dabei sollen die Chancengleichheit der Geschlechter und die 
Einbindung junger Menschen in den Arbeitsmarkt eine besondere Priorität erhalten. 

 Vorschlag der EU-Kommission für das Europäische Jahr der Kompetenzen  

EU-Kommission: Neue Förderperiode des Europäischen Sozialfonds Plus (ESF+) gestartet 

In 28 Förderprogrammen werden vor allem Projekte zur Förderung von Ausbildungs- und Arbeitsmarktchancen 
junger Menschen durchgeführt. Auch spezielle Zielgruppen wie Menschen mit Migrationshintergrund und 
besonders benachteiligte Personen werden mit verschiedenen Angeboten angesprochen. Über den ESF+ werden 
auch Weiterbildungsangebote für Arbeitnehmer:innen gefördert und kleine und mittlere Unternehmen bei der 
Ausbildung künftiger Fachkräfte unterstützt. In der vergangenen Förderperiode haben 20 Millionen Personen an 
den Programmen teilgenommen und 520.000 Unternehmen von ihnen profitiert. Bis zum Jahr 2027 erhalten Bund 
und Länder in Deutschland rund 6,56 Milliarden Euro aus dem ESF+. 

 Der ESF+ (2021-2027) in Deutschland 

EWSA: Stellungnahme zur Europäischen Strategie für Pflege und Betreuung 

Der Europäische Wirtschafts- und Sozialausschuss hat eine Stellungnahme veröffentlicht, in der er die Europäische 
Strategie für Pflege und Betreuung grundsätzlich positiv bewertet. Neben sozialpolitischen Maßnahmen sollten 
Pflege und Betreuung auch über die Unterstützung von Familien und Gemeinschaften gefördert werden. Diese 
könnten zu nachhaltigen und solidarischen Pflegestrukturen beitragen. Bei der Gestaltung der Maßnahmen sollten 
die Gleichstellung der Geschlechter und die Förderung aktiven Alterns vorangebracht werden. Pflege und 
Betreuung müssten mit einem menschenrechtsbasierten Ansatz konzipiert werden und die Menschenwürde 
Pflegebedürftiger und Pflegender priorisieren. Um politische Maßnahmen zielgerichtet zu planen, sollte außerdem 
die Datenlage zu Bedarfen und Versorgungssystemen verbessert werden. 

 EWSA Stellungnahme zur Europäischen Pflegestrategie  

Nachrichten aus den europäischen Staaten 

Deutschland: Vertragsverletzungsverfahren wegen bayerischer Kindergeldregelung 

Die EU-Kommission hat das Vertragsverletzungsverfahren gegen Deutschland aufgrund des bayerischen Systems 
für Familienleistungen weitergeführt. Aus Sicht der Kommission diskriminieren die Regelungen in Bayern 
Unionsbürger:innen mit Kindern im Alter von unter drei Jahren. Bayern zahlt ein geringeres Kindergeld für Kinder, 

https://ec.europa.eu/social/BlobServlet?docId=26148&langId=en
https://www.esf.de/portal/DE/ESF-Plus-2021-2027/inhalt.html
https://www.eesc.europa.eu/en/our-work/opinions-information-reports/opinions/european-care-strategy?_cldee=UNvAMEFUiAfGhFzhnya4l_Jxlm4LU5zo9bVr_Pp7-nFxfFc8uGd82YkS7SiVHYqI&recipientid=contact-c13a8026aeb8e311adda005056a05070-93c19d81f85d4ceaa40b9b4a848fd405&esid=f1a66686-249e-ed11-8123-005056a043ea
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die in einem Mitgliedstaat leben, in dem die Lebenshaltungskosten geringer sind als in Bayern. 
Wanderarbeitnehmer:innen, deren Kinder nicht in Bayern leben, würden dadurch ungerechtfertigt benachteiligt. 
Bayern verstoße damit gegen die EU-Richtlinien zur Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit und der 
Arbeitnehmerfreizügigkeit. In einem ersten Schritt hatte die Kommission Deutschland zu einer Stellungnahme 
aufgefordert. Nachdem die Antwort Deutschlands die Kommission nicht überzeugen konnte, hat diese eine 
Stellungnahme mit Gründen ihrer Position an Deutschland gesandt. Deutschland ist nun verpflichtet, die 
erforderlichen Maßnahmen zur Gleichbehandlung innerhalb von zwei Monaten zu ergreifen. Wird dies versäumt, 
kann die EU-Kommission das Verfahren an den Europäischen Gerichtshof übergeben. 

Spanien: Familienpolitische Neuerungen geplant 

Die spanische Regierung hat ihren Entwurf für ein neues Familiengesetz vorgelegt. Es bietet neben zusätzlichen 
und höheren Leistungen einen neuen Rahmen zur Anerkennung verschiedener Familienformen. Unverheiratete 
Eltern werden Ehepaaren mit Kindern gleichgestellt, wenn sie sich offiziell registrieren lassen. Das gilt auch für 
gleichgeschlechtliche Paare. Familien mit alleinerziehenden Eltern werden künftig wie kinderreiche Familien 
behandelt und erhalten die gleichen Zusatzleistungen. Dies soll auch für Familien gelten, die mehr als ein Kind mit 
einer Behinderung haben. Pro Kind im Alter von unter drei Jahren soll zukünftig ein Zuschuss von 100 Euro 
monatlich (125 Euro für Alleinerziehende) an alle Mütter gezahlt werden. Bisher wurde diese Leistung nur an 
berufstätige Mütter gezahlt. Eingeführt wird außerdem das Recht auf bezahlte Freistellung von bis zu fünf Tagen 
im Jahr, um kranke Kinder oder andere Familienangehörige zu pflegen. Aufgehoben wurde das von der vorherigen 
Regierung eingeführte Recht der Eltern, ein Veto gegen die Teilnahme ihrer Kinder an Unterrichtseinheiten über 
die Diversität von Familien einzulegen. Diese Inhalte seien Teil des regulären Lehrplans und Kinder und Jugendliche 
hätten ein Recht darauf, verschiedene Lebensformen kennenzulernen und ihre Persönlichkeit frei zu entwickeln. 

Finnland: Zahl geplant Kinderloser gestiegen 

Der finnische Familienverband „Vaestoliitto“ hat sein „Familienbarometer“ für das Jahr 2022 herausgegeben. Die 
Erhebung zeige, dass sich immer mehr Finn:innen bewusst dagegen entschieden, Kinder zu bekommen. Ein 
Großteil der Menschen in Finnland im Alter zwischen 20 und 45 Jahren habe zwar einen Kinderwunsch, 
herausfordernde Berufe und Sorgen über die klimatische Entwicklung seien jedoch die häufigsten Gründe, warum 
Paare sich dennoch bewusst gegen Kinder entschieden oder letztlich weniger Kinder bekommen, als sie sich 
eigentlich wünschen. So gebe ein Großteil der Finn:innen an, sich zwei Kinder zu wünschen, sie hätten jedoch 
durchschnittlich nur 1,4 Kinder. Während in der Vergangenheit Frauen häufiger Kinder bekommen wollten als 
Männer, hätten sich die Unterschiede zwischen den Geschlechtern angeglichen und unterschieden sich heute in 
religiöse und nicht-religiöse Menschen sowie Bürger:innen mit und ohne Migrationshintergrund. Menschen in 
Finnland, die einer Religion angehören oder einen Migrationshintergrund haben, seien seltener kinderlos.  

Belgien: Anspruch auf Vaterschaftsurlaub ausgeweitet 

Seit Beginn des Jahres besteht in Belgien Anspruch auf 20 Tage Vaterschaftsurlaub pro Kind. In Belgien wird die 
Elternzeit nur mit 828 Euro monatlich kompensiert wird und ein Großteil der Familien ist auf das Gehalt des Vaters 
angewiesen. Die Ausweitung des Anspruchs auf Vaterschaftsurlaub soll nun die Beteiligung der Väter an Care-
Aufgaben fördern. In einer Umfrage der belgischen „Ligue des Familles“ zeigte sich zudem, dass 26 Prozent der 
Väter besorgt seien, beruflich benachteiligt zu werden, wenn sie Elternzeit nehmen. Der belgische Familienverband 



AGF EuropaNews –  Januar 2023   

 
 

 4 

 

vertritt daher die Position, dass der Vaterschaftsurlaub verpflichtend sein sollte. Er fordert außerdem, dass die 
Freistellung bis zum Jahr 2029 auf 15 Wochen ausgeweitet wird. 

Frankreich: Probleme bei der Wohnraumversorgung pflegender Angehöriger 

Die Vereinigung französischer Familienorganisationen UNAF hat in Zusammenarbeit mit der französischen 
Behindertenrechtsorganisation APF eine Befragung pflegender Angehöriger zu ihrer Wohnsituation durchgeführt. 
Über die Hälfte der Teilnehmenden gaben dabei ein, Probleme beim Finden einer geeigneten Wohnung zu haben. 
Knapp 70 Prozent von ihnen fühlten sich nicht ausreichend über mögliche Wohnformen für häusliche 
Pflegearrangements informiert. Die hauptsächlichen Schwierigkeiten bei der Umsetzung inklusiver Wohnformen 
seien finanzielle Probleme, die Verfügbarkeit passenden Wohnraums, fehlende Privatsphäre durch Platzmangel 
und die Verfügbarkeit betreuter Wohnformen in der Nähe zur Familie der Pflegebedürftigen. Im Bericht wird 
vorgeschlagen, die Informationslage zu Wohnformen zu verbessern, pflegende Angehörige in die Planung von 
Wohnprojekten einzubeziehen und finanzielle Unterstützungsangebote auszubauen. 

Frankreich: Regierung hält an Rentenreform fest 

Trotz Protesten und Streiks plant Frankreichs Regierung weiter, ihre Rentenreform umzusetzen. Das Rentensystem 
sei ohne die geplante Erhöhung des Renteneintrittsalters von 62 auf 64 Jahre langfristig nicht zu finanzieren. Die 
Ersparnisse durch die Reform sollten teilweise dazu genutzt werden, Ungleichheiten in der Rentenversorgung 
auszugleichen. So solle die Mindestrente auf 1.200 Euro monatlich angehoben werden, um die Abdeckung der 
Lebenshaltungskosten für alle Rentner:innen zu sichern. Auch die Beschäftigung älterer Menschen solle gefördert 
werden. Es ist geplant, dass Unternehmen ab Ende des Jahres verpflichtet werden, über ihre Beschäftigungsquote 
Älterer Bericht zu erstatten.  

Schweiz: Pflegende Angehörige haben keinen klar definierten Status  

Die Eidgenössische Kommission für Familienfragen der Schweiz (EKFF) hat einen Policy Brief herausgegeben, in 
dem sie die Situation pflegender Angehöriger darstellt und die gesetzliche Regelung ihrer Situation auf 
Bundesebene fordert. Im Jahr 2021 ist in der Schweiz das Bundesgesetz über die Verbesserung der Vereinbarkeit 
von Erwerbstätigkeit und Angehörigenbetreuung in Kraft getreten. Die Umsetzung des Gesetzes werde jedoch 
dadurch erschwert, dass im Schweizer Recht keine klare Definition pflegender Angehöriger existiere. 
Unterstützungsangebote seien zumeist kantonal organisiert und entsprechend bundesweit sehr unterschiedlich in 
Qualität und Verfügbarkeit. Auch die Regelung der Sozial- und Rentenversicherung pflegender Angehöriger 
erfordere eine bundesweite Anerkennung ihres Satus. Dieser würde auch die Grundlage bilden, bundesweit 
Unterstützungsleistungen zu schaffen, die ihrer Situation angemessen sind.  

 EKFF: Offizielle Anerkennung von betreuenden Angehörigen  

Schweiz: Cyber-Sexualdelikte müssen auf allen Ebenen bekämpft werden 

Cybersexualdelikte an Kindern und Jugendlichen werden in der Schweiz hauptsächlich auf kantonaler Ebene 
bekämpft, da Kinderschutz und Strafverfolgung in deren Verantwortungsbereich fällt. Ein aktueller Bericht des 
Schweizer Bundesrates kommt zu dem Schluss, dass die Bekämpfung sexueller Gewalt an Kindern und 
Jugendlichen im Netz koordinierter von Bund, Kantonen und Unternehmen gemeinsam geführt werden müsse. 
Neben effektiver Strafverfolgung wird die Prävention als Bereich identifiziert, in dem noch Defizite bestehen. Hier 

https://ekff.admin.ch/fileadmin/user_upload/ekff/05dokumentation/Policy_Briefs/EKFF_Policy_Brief_Nr_5_DE.pdf
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wird angekündigt, Maßnahmen auf Bundesebene zu entwerfen. Dazu sollen Eltern, Lehrkräfte und weitere nahe 
Bezugspersonen von Kindern und Jugendlichen einbezogen und darüber hinaus die breite Öffentlichkeit 
sensibilisiert werden. Im Rahmen der Prävention soll auch die Medienkompetenz der Kinder und Jugendlichen 
gefördert werden. 

 Bundesrat: Der Schutz von Kindern und Jugendlichen vor Cyber-Sexualdelikten  

Österreich: Ergänzung der Strompreisbremse für Haushalte mit mehr als drei Personen 

Die österreichische Regierung hat beschlossen, die im Dezember eingeführte Stromkostenbremse um einen 
Zuschuss für Haushalte mit mehr als drei Personen zu ergänzen. Pro Person, die die Haushaltsgröße von drei 
Personen übersteigt, besteht nun ein Anspruch auf einen Zuschuss von 105 Euro pro Jahr. Dies soll vor allem 
Familien entlasten und wird ca. 700.000 Haushalten in Österreich zugutekommen. Größtenteils sollen die Kosten 
berechtigter Haushalte automatisch von der Jahresrechnung abgezogen werden, um Zugangsbarrieren durch 
geringe Inanspruchnahme zu reduzieren. Nur Haushalte, bei deren Adressen keine automatische Erfassung möglich 
ist oder die mehrere Stromzähler verwenden, müssen die Leistung beantragen. Die betroffenen Personen sollen 
jedoch persönlich darüber informiert werden, dass sie Anspruch auf den Zuschuss haben. 

Weitere Nachrichten 

First Years. First Priority: Stellungnahme zur Ratsempfehlung für frühkindliche Erziehung 

Die Kampagne “First years. First Priority“ von Eurochild und der International Step by Step Organisation hat eine 
Stellungnahme zur Ratsempfehlung für frühkindliche Betreuung, Bildung und Erziehung (s. EuropaNews 12/22) 
veröffentlicht. Positiv hervorgehoben wird darin, dass die Ratsempfehlung die Wichtigkeit hoher 
Qualitätsstandards in der frühkindlichen Betreuung betont. Verwiesen wird auf das Themenpapier der Kampagne 
zu professionellen Standards in der Kinderbetreuung. Darin seien wichtige Empfehlungen und Praxisbeispiele 
enthalten, um Sicherheit und Qualität zu gewährleisten. Die Mitgliedstaaten werden aufgerufen, nationale 
Aktionspläne zu entwerfen, die die Partizipation benachteiligter Gruppen von Kindern fördern. Öffentliche 
Investitionen in frühkindliche Bildung und Erziehung sollten erhöht werden. Auch die Professionalisierung und 
Weiterqualifizierung des Personals in diesem Bereich müsste mit nationalen Strategien koordiniert werden. 
Außerdem müssten vermehrt Daten über die Inanspruchnahme frühkindlicher Betreuung, insbesondere unter 
benachteiligten Gruppen, gesammelt werden. Die Maßnahmen zur Verbesserung des Betreuungsangebots sollten 
mit den Indikatoren aus der EU-Kindergarantie evaluiert werden. 

 First Years. First Priority: Stellungnahme zur Ratsempfehlung für frühkindliche Erziehung  

European Youth Forum: Richtlinie für faire Arbeitsbedingungen bei Praktika benötigt 

Das European Youth Forum (EYF) fordert eine verbindliche europäische Richtlinie, um die Arbeitsbedingungen für 
Praktika gerecht zu gestalten. Dies würde die Chancengleichheit fördern und die Qualität der geleisteten Arbeit 
absichern. Die Pläne der EU, die Ratsempfehlung zum Qualitätsrahmen für Praktika zu überarbeiten, seien dafür 
nicht ausreichend. Aktuell hat das EYF ein Diskussionspapier veröffentlicht, in dem die Auswirkungen unbezahlter 
Praktika auf Einzelne und für die Chancengleichheit aufgezeigt werden. Junge Menschen müssten im EU-
Durchschnitt bis zu 1.028 Euro aufbringen, um die grundlegenden Lebenshaltungskosten abzudecken. Ein halbes 

https://www.newsd.admin.ch/newsd/message/attachments/74825.pdf
https://www.ag-familie.de/media/europanews/2212_agf_europanews.pdf
https://firstyearsfirstpriority.eu/wp-content/uploads/2023/01/FYFP-reaction-to-ECEC-Revised-Barcelona-Targets.pdf
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Jahr unbezahlt zu arbeiten, koste sie demnach über 6.000 Euro. Die dazu durchgeführte Befragung des EYF habe 
gezeigt, dass über ein Drittel der Teilnehmenden zwei und rund 15 Prozent der Befragten drei unbezahlte Praktika 
absolviert hätten. Neben den entstehenden Kosten seien Praktikant:innen während ihrer Anstellung in der Regel 
nicht rentenversichert, sodass ihnen finanzielle Nachteile im Lebensverlauf entstünden. Bereits im Juli letzten 
Jahres hat das EYF eine Petition gegen unbezahlte Praktika gestartet (s. EuropaNews 07/22). Unterstützer:innen 
können sie weiterhin unterzeichnen. 

 EYF: The Costs of Unpaid Internships  
 EYF-Petition: Ban unpaid internships!  

HelpAge International: Manifest #GreyandGreen 

Die Organisation HelpAge International ruft dazu auf, ältere Menschen in den klimapolitischen Dialog 
einzubeziehen. Ihre Perspektiven und Erfahrungen könnten dazu beitragen, die Probleme durch 
Klimaveränderungen zu lösen. In ihrem Manifest #GreyandGreen fordert das weltweite Netzwerk von 
Seniorenorganisationen dazu auf, die Betroffenheit Älterer durch den Klimawandel gesondert zu erforschen. Es 
fehlten wichtige Daten darüber, in welcher Weise ältere Menschen die Auswirkungen der globalen Erwärmung 
bereits erfahren. Die Verletzbarkeit Älterer durch den Klimawandel könne dadurch gemindert werden, dass sie 
aktiv in die politische Arbeit eingebunden werden. So könnten ihre Stimmen in politische Antworten auf die 
Veränderungen einfließen. Die Klimabewegung könne dazu beitragen, indem sie gezielt den Perspektiven Älterer 
Gehör verschafft. Von einem Dialog der Generationen könnte die politische Bewegung insgesamt profitieren. 

 HelpAge International: The #GreyandGreen Manifesto  

UN: Aufruf für Beiträge zur Offenen Arbeitsgruppe zu Fragen des Alterns 

Die Vereinten Nationen führen die nächste Sitzung der Offenen Arbeitsgruppe zu Fragen des Alterns zu den Themen 
„Soziale Inklusion“ und „Recht auf Gesundheit“ durch. Zivilgesellschaftliche Organisationen sind aufgerufen, bis 
zum 20. Februar zu diesen Themen Beiträge einzureichen. Für beide Themenbereiche hat die UN Leitfragen 
veröffentlicht, auf die die Beiträge sich beziehen sollten. Im Bereich der sozialen Inklusion betreffen die Leitfragen 
die Wirksamkeit von Antidiskriminierungsgesetzen bei Altersdiskriminierung, rechtliche Hürden zur vollen 
gesellschaftlichen Teilhabe älterer Menschen, Maßnahmen für die Teilhabe von Älteren, die in Einrichtungen leben 
und staatliche Ausgaben für die sozialen Rechte älterer Menschen. Die Leitfragen zum Thema „Recht auf 
Gesundheit“ beziehen sich auf rechtliche Vorgaben zum Zugang zu Gesundheitsversorgung, zur Umsetzung dieser 
Rahmenbedingungen, zu Anti-Diskriminierungsrichtlinien und zur Rechenschaft über die Wirksamkeit. 
Zivilgesellschaftliche Organisationen, die nicht für die Mitarbeit an der Arbeitsgruppe akkreditiert sind, können 
ihre Beiträge bis zum 10. Februar über die Geschäftsstelle Internationale Altenpolitik der 
Bundesarbeitsgemeinschaft der Seniorenorganisationen per E-Mail einreichen. 

 UN: 13. Sitzung der Offenen Arbeitsgruppe zu Fragen des Alterns  

 UN: Leitfragen für Beiträge zum Thema "Soziale Inklusion"  

 UN: Leitfragen für Beiträge zum Thema "Recht auf Gesundheit"  

https://www.ag-familie.de/media/europanews/2207_agf_europanews.pdf
https://www.youthforum.org/files/230111-DP-CostUnpaidInternships.pdf
https://www.change.org/p/ban-unpaid-internships?utm_source=YO%21News&utm_campaign=84b01a4589-EMAIL_CAMPAIGN_2022_07_18_02_39&utm_medium=email&utm_term=0_6f0c27976b-84b01a4589-104509909&mc_cid=84b01a4589&mc_eid=7b13a9b9ab
https://www.helpage.org/silo/files/grey-and-green-manifesto.pdf
mailto:digoh@bagso.de
https://social.un.org/ageing-working-group/thirteenthsession.shtml
https://social.un.org/ageing-working-group/documents/thirteenth/Guiding%20Questions_Social%20Inclusion.pdf
https://social.un.org/ageing-working-group/documents/thirteenth/Guiding%20Questions_Right%20to%20Health%20and%20Access%20to%20Health%20Services.pdf
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Berichte und Studien 

EU-Kommission: Bericht zur Umsetzung der Work-Life-Balance Richtlinie in nationales Recht 

Die Generaldirektion für Justiz und Verbraucher der EU-Kommission hat einen Bericht zur Umsetzung der Work-
Life-Balance Richtlinie in das nationale Recht der Mitgliedstaaten veröffentlicht. Darin wird zunächst die Richtlinie 
selbst mit ihrem Entstehungskontext, ihren Zielen und den einzelnen Maßnahmen detailliert vorgestellt. 
Anschließend wird der Stand der Umsetzung für alle EU-Mitgliedstaaten aufgelistet und gezeigt, welche 
Maßnahmenbereiche noch nicht umfassend der Richtlinie entsprechen. Danach werden die einzelnen Maßnahmen 
Vaterschaftsurlaub, Elternzeit, Pflegezeit, Freistellung aus wichtigen Gründen, flexible Arbeitszeiten und die 
rechtlichen Schutzmechanismen detailliert erläutert und ihre Umsetzung in den Mitgliedstaaten diskutiert. 
Abschließend wird resümiert, dass noch große Lücken in der Umsetzung der Work-Life-Balance Richtlinie 
bestehen. Die Bereiche, in denen die meisten Staaten nachbessern müssten, seien Elternzeit, Freistellung aus 
wichtigen Gründen und rechtliche Schutzmechanismen. Positiv hervorgehoben wird die allgemein gut umgesetzte 
Vorschrift zum Vaterschaftsurlaub. 

 The transposition of the Work-Life Balance Directive in EU Member States  

UN: Weltsozialbericht mit Themenschwerpunkt Demografie  

Die Vereinten Nationen haben den Weltsozialbericht für das Jahr 2023 herausgegeben. Unter dem Titel „Leaving 
No One Behind In An Ageing World” werden darin globale Ungleichheiten unter dem Aspekt des demografischen 
Wandels betrachtet. Alternde Gesellschaften werden darin als zwangsläufiges Resultat von 
Modernisierungsprozessen betrachtet: Kleinere Familien und höhere Lebenserwartungen bedingten den 
demografischen Wandel. Es sei entscheidend, diese Entwicklung sozial gerecht zu gestalten. Im Bericht wird 
darauf hingewiesen, dass starke globale Ungleichheiten in der sozialen Sicherung älterer Menschen bestehen. 
Steigende Ungleichheiten auf Arbeitsmärkten wiesen darauf hin, dass das Problem der Altersarmut sich zukünftig 
noch verschärfen werde. Frauen seien davon weltweit überdurchschnittlich betroffen, da sie einen Großteil 
unbezahlter Tätigkeiten verrichteten und geringere Erwerbseinkünfte hätten. Es wird die Empfehlung abgegeben, 
Ungleichheiten im Alter aus einer Lebensverlaufsperspektive zu bearbeiten: Schon in der frühkindlichen Bildung 
und der Förderung von Chancengleichheit liege die Chance, eine ausreichende Versorgung im Alter für möglichst 
viele Menschen sicherzustellen. 

 UN-Weltsozialbericht: Leaving No One Behind In An Ageing World  

EU-Kommission: Analyse der sozialen Sicherung von Menschen mit Behinderungen 

Die EU-Kommission hat einen Bericht herausgegeben, in dem die Systeme sozialer Sicherung für Menschen mit 
Behinderungen in 35 Ländern dargestellt werden. Verglichen werden Regelungen für Einkommensersatzleistungen 
im erwerbsfähigen Alter und Rentenalter, finanzielle Unterstützungsleistungen zum Ausgleich für Ausgaben im 
Zusammenhang mit der Behinderung, allgemeine Sozialleistungen unabhängig von Behinderungen und die 
Zugänglichkeit von technologisch gestützter Hilfe und persönlicher Assistenz. Ein Großteil der untersuchten 
Staaten adressiere die Situation von Menschen mit Behinderung durch spezifische Unterstützungsleistungen. 
Dennoch lebten Menschen mit Behinderungen überdurchschnittlich häufig in Armut. Ein Grund dafür seien zu 
niedrige finanzielle Unterstützungsleistungen, die Gestaltung von Systemen sozialer Sicherung, die häufig nicht 
zur Lebenssituation passe, und Barrieren für deren Inanspruchnahme. Abschließend werden Good Practices aus 

https://www.equalitylaw.eu/downloads/5779-the-transposition-of-the-work-life-balance-directive-in-eu-member-states-a-long-way-ahead
https://www.un.org/development/desa/dspd/wp-content/uploads/sites/22/2023/01/2023wsr-fullreport.pdf
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allen berücksichtigten Staaten diskutiert: Besonders effektiv könne eine Kombination universeller Sozialleistungen 
und spezieller Angebote für Menschen mit Behinderungen ihre Teilhabe an allen gesellschaftlichen Bereichen 
sicherstellen. Die Mitgliedstaaten werden aufgefordert, ihre Systeme sozialer Sicherung daraufhin zu überprüfen, 
ob sie den Zielen der europäischen Säule sozialer Rechte entsprechen und die soziale Sicherung 
menschenrechtsbasiert konzipieren. Zur Umsetzung dieser Ansätze werden konkrete sozialpolitische 
Empfehlungen formuliert. Neben dem vergleichenden Bericht wurde eine Analyse für jeden einbezogenen Staat 
veröffentlicht. 

 Social protection for people with disabilities – An analysis of policies in 35 countries  
 Nationale Berichte zur sozialen Sicherung von Menschen mit Behinderungen  

Eurobarometer: Lebenshaltungskosten belasten Europäer:inne 

Das aktuelle Eurobarometer zeigt, dass die steigenden Lebenshaltungskosten und die Bedrohung durch Armut und 
soziale Ausgrenzung die häufigsten Sorgen der Europäer:innen sind. Durchschnittlich 93 Prozent der Befragten 
zeigten sich über die Preisentwicklungen besorgt. Die Belastung durch Preissteigerungen betreffe alle 
Einkommensgruppen, Geschlechter, Alters- und Berufsgruppen. Dabei zeige sich die Überschneidung 
verschiedener Krisen: So geben 46 Prozent der Befragten an, dass sie bereits vor dem Krieg in der Ukraine durch 
die Pandemie einen deutlich gesunkenen Lebensstandard hatten. Die Unterstützung für die EU und das Vertrauen 
in ihre Politik erreiche dennoch den höchsten Wert seit dem Jahr 2007. 66 Prozent der Befragten schätzen die EU-
Mitgliedschaft ihres Landes als wichtig ein. 

 Bericht zum aktuellen Eurobarometer  

 EU’s response to the energy challenges - Report  

Sammelband zur Situation von Kindern in Migration und Flucht 

Wissenschaftlerinnen aus Großbritannien und Mexiko haben gemeinsam im Open-Access einen Sammelband über 
Kinder in Migration und Flucht herausgegeben. Die Beiträge nehmen insbesondere die Situation von Kindern und 
Jugendlichen in den Blick, die innerhalb des globalen Südens und aus ihm hinaus migrieren. Der Band enthält z.B. 
Beiträge über die Situation geflüchteter Kinder aus Afghanistan, der Kontrolle von Fluchtbewegungen junger 
Sahrauis innerhalb des Sahara-Gebiets und geopolitische Ursachen für Migrationsbewegungen von Kindern aus 
Venezuela. Darüber hinaus wurden Beiträge zusammengestellt, die sich kritisch mit Konstruktionen von 
Vulnerabilität, Schutzbedürftigkeit und der Reichweite von Solidarität auseinandersetzen. 

 Crisis for Whom? Critical Global Perspectives on Childhood, Care and Migration  

Bevorstehende Veranstaltungen 

Datum / Ort Titel der Veranstaltung Veranstalter 

8. Feb. 2023 
Online 

OECD Forum Series 2023: The School-to-Work Transition OECD 

https://ec.europa.eu/social/main.jsp?catId=738&langId=en&pubId=8524&furtherPubs=yes
https://ec.europa.eu/social/main.jsp?langId=en&catId=89&newsId=10493&furtherNews=yes
https://europa.eu/eurobarometer/api/deliverable/download/file?deliverableId=85094
https://europa.eu/eurobarometer/api/deliverable/download/file?deliverableId=85115
https://discovery.ucl.ac.uk/id/eprint/10162748/1/Crisis-for-Whom.pdf
https://www.oecd-events.org/oecd-forum-2023-the-school-to-work-transition?utm_campaign=oecd-forum-series-2023-school-to-work&utm_content=Register%20here&utm_term=pac&utm_medium=email&utm_source=Adestra
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Die Arbeitsgemeinschaft der deutschen Familienorganisationen (AGF) e.V. ist der Zusammenschluss von: 
Deutscher Familienverband (DFV), evangelische arbeitsgemeinschaft familie (eaf), Familienbund der Katholiken 
(FDK), Verband alleinerziehender Mütter und Väter (VAMV), Verband binationaler Familien und Partnerschaften 
(iaf), Zukunftsforum Familie (ZFF). 

Die Familienverbände setzen sich mit ihren jeweiligen Schwerpunkten für die Interessen und Rechte von Familien 
ein. Die AGF formuliert die gemeinsamen Anliegen ihrer Mitgliedsverbände und ist mit ihren Tätigkeiten eine aktive 
Partnerin in Politik und Gesellschaft. Sie leistet politische Lobbyarbeit für die Belange der Familien und fördert auf 
nationaler und internationaler Ebene den Dialog und die Kooperation zwischen den familienpolitischen 
Organisationen und den Verantwortlichen für Familienpolitik. Ihr Ziel ist die Verbesserung der 
Rahmenbedingungen für Familien in Deutschland und Europa. Die AGF ist Mitglied der COFACE (Confederation of 
Family Organisations in the European Union) und in der International Commission on Couple and Family Relations 
(ICCFR) aktiv.  

 

AGF e.V.  Karl-Heinrich-Ulrichs-Str. 14, 10785 Berlin   
Tel.: + 49 (0) 30 2902825-78  
E-Mail: europa@ag-familie.de  Web: http://ag-familie.de  
Redaktion: Olga Kedenburg, Sven Iversen (v.i.S.d.P.) 

 

 

15. Feb. 2023 
Online 

Wir alle werden älter, aber manche altern besser als andere. 
Wie können wir mit Bevölkerungsunterschieden umgehen? 

Quadriga-Talks von Population 
Europe 

23.02.2023 
Warschau, Polen 

Free movement and social protection of third-country nationals 
in the aftermath of mass influx of war refugees from Ukraine 

MoveS Network 

1. März 2023 
Brüssel, Belgien & 
Online 

Digitalisation in social security coordination (ESSPASS) and 
‘Labour Cards' 

Europäische Kommission 

12.-14. Mai 2023 
Newport, Wales 
& Online 

ICCFR Annual Conference: The family offers a lifetime 
foundation to build resilience and elasticity 

International Commission on 
Couple and Family Relations 

26.-28. Juni 2023 
Sheffield, GB 

2023 Transforming Care Conference Transforming Care Network 

Die AGF wird gefördert vom 

  

mailto:europa@ag-familie.de
http://ag-familie.de/
https://population-europe.eu/events/quadriga-talks
https://population-europe.eu/events/quadriga-talks
https://ec.europa.eu/social/main.jsp?catId=88&furtherEvents=yes&eventsId=2068&langId=en
https://ec.europa.eu/social/main.jsp?catId=88&furtherEvents=yes&eventsId=2068&langId=en
https://ec.europa.eu/social/main.jsp?catId=88&furtherEvents=yes&eventsId=2065&langId=en
https://ec.europa.eu/social/main.jsp?catId=88&furtherEvents=yes&eventsId=2065&langId=en
https://iccfr.org/2022-2/
https://iccfr.org/2022-2/
http://www.transforming-care.net/2023-transforming-care-conference/
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